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Stellungnahme von HANDWERK.NRW und WHKT zur Anhörung von Sachverstän-
digen des Hauptausschusses, des Ausschusses für Heimat und Kommunales und 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie  
am 15.09.2026 

zu den Gesetzentwürfen der Landesregierung „Gesetz zur Entlastung von Bürgern 
und Wirtschaft in NRW – Erprobung der Verwaltungsvereinfachung in Kommunen 
in NRW“ (Drucksache 18/20444), „Zweites Gesetz zur Entlastung von Bürgern und 
Wirtschaft in NRW – Aussetzung von Berichts- und Dokumentationspflichten zu 
Lasten der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen (Berichts- und Dokumentations-

pflichtenaussetzungsgesetz NRW – BDaG NRW)“ (Drucksache 18/20445) 
und „Drittes Gesetz zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in NRW – Aufhe-

bung von Schriftformerfordernissen in Nordrhein-Westfalen“ (Drucksache 
18/20446)  

 

 
I. Allgemeines  

 
Bürokratische Belastungen sind seit langem ein ernstzunehmendes Hemmnis für die 
wirtschaftliche Entwicklung im Handwerk. HANDWERK.NRW und WHKT haben dies 
wiederholt in Stellungnahmen thematisiert.  Das von der Landesregierung im Mai 2026 
vorgelegte Entlastungspaket verspricht einen Paradigmenwechsel. Es sieht vor, dass 
neben punktuelle Entlastungen durch die Änderung von Einzelnormen ein normübergrei-
fender Systemwechsel tritt. Dieser wird insbesondere bei der „Beweislastumkehr“ für 
Berichtspflichten und bei der den Kommunen eingeräumten Möglichkeit zum Verzicht 
auf landesrechtliche Vorgaben sichtbar. 
 
HANDWERK.NRW und WHKT begrüßen den angestrebten Paradigmenwechsel. Er ist 
eine Chance, Entlastungen zu erwirken, die für Handwerksbetriebe im Alltag spürbar 
sind. Genau das ist deren Erwartung. Erfahrungen zeigen, dass Einzelnormänderungen 
die „Spürbarkeitsschwelle“ in der Regel nicht erreicht haben. Sie haben kumulierte Be-
lastung nicht wesentlich verringert. 
 
HANDWERK.NRW und WHKT setzen sich für einen Kulturwechsel ein, der strukturell 
hilft, Bürokratie zu vermeiden. Sein Kern sollte sein, die Perspektive der Anwender stär-
ker von Anfang an zu berücksichtigen. Das bedeutet, von Beginn an den Vollzug mitzu-
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denken, normübergreifend Kohärenz zu gewährleisten (z.B. Datenpunkte bei Berichts-
pflichten, Stichtage etc.) und im Rahmen von Praxischecks eine sorgfältige und realisti-
sche Abschätzung von Bürokratielasten vorzunehmen. Ebenso ist stärker als bei der bis-
herigen, zumeist inputgetriebenen Gesetzgebung darauf zu achten, dass ex-post-Evalu-
ationen den tatsächlichen Bürokratieaufwand erfassen. 
 
Das vorgelegte Entlastungspaket ist ein erster Schritt. Signifikante Entlastungswirkun-
gen für die Betriebe werden voraussichtlich dann eintreten, wenn der vorgeschlagene 
Systemwechsel – nach erfolgreichem Hochlauf in Nordrhein-Westfalen und weiteren 
Bundesländern – auf Bundesrecht erweitert wird.  
 
 
 

II. Zu den Gesetzesentwürfen im Einzelnen 
 
 

1. Entwurf eines ersten Gesetzes zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in 
NRW – Erprobung der Verwaltungsvereinfachung in Kommunen in Nordrhein-
Westfalen – EVKG NRW 

 
a. Allgemein  

 
HANDWERK.NRW und WHKT begrüßen die Möglichkeit für Kommunen, neue und pass-
genaue Formen der Aufgabenerledigung zu testen. Die Wertigkeit der Kommunalpolitik 
wird hierdurch nochmal hervorgehoben und die normative Umsetzung der sog. Realla-
bore ermöglicht gerade in einem Flächenland wie NRW, mit seinen unterschiedlichen 
kommunalen Strukturen, eine passgenaue praxisnahe Umsetzung zu erzielen. 
 
Handwerksbetriebe sind typischerweise stark örtlich verankert. Insofern erhoffen sich 
WHKT und HANDWERK.NRW, dass die Betriebe von den Wirkungen des EVKG profitie-
ren. Zugleich gibt es Sorgen, dass die kommunale Regelungsbefreiung Betriebe, die in 
mehreren Kommunen tätig sind, wegen der Fragmentierung des Regelungsbestands 
zusätzlich belasten könnte. Das gilt es im weiteren Verfahren im Blick zu behalten. Zu-
rückgreifend auf die bisherigen Erfahrungen in Baden-Württemberg überwiegen aus 
Sicht von HANDWERK.NRW und WHKT indes die Chancen des Kommunalen Rege-
lungsbefreiungsgesetzes. 
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b. Im Besonderen 
 
Zu Artikel 1 betreffend das Gesetz zur erprobungsweisen Befreiung von Regelungen 
für kommunale Körperschaften (Kommunales Regelbefreiungsgesetz NRW 
(KommBefrG NRW)) 
 
§ 2 
 
§ 2 konkretisiert die „Aussetzungs- und Abweichmöglichkeiten“ kommunaler Körper-
schaften auf landesrechtliche Regelungen. Gegenwärtig noch nicht Bestandteil des Ge-
setzes, aber im Kern folgerichtig, ist die zukünftige Erweiterung auch auf bundesrechtli-
che Normen. Aus Sicht von HANDWERK.NRW und WHKT es zielführend erste Erfahrun-
gen auf der Landesebene zu sammeln, um in einem späteren, weiteren Schritt den Ge-
staltungsraum kommunaler Körperschaften zu erweitern. 
 
§ 3 
 
§ 3 sieht vor, dass das vertretungsberechtige Organ der Kommune den Antrag gemäß 
KommBefrG NRW stellt. Der Gemeinderat, Kreistag bzw. die Verbands- oder Land-
schaftsversammlung sind unverzüglich zu unterrichten. 
Damit der innovative Ansatz nachhaltig trägt, ist aus Sicht von HANDWERK.NRW und 
WHKT wichtig, breite Akzeptanz vor Ort sicherzustellen, denn mit der Aussetzung lan-
desrechtlicher Regelungen gehen durchaus Fragen zur kommunalpolitischen Teilhabe 
und Mitwirkung einher. HANDWERK.NRW und WHKT fordern daher regelungstechnisch 
sicherzustellen, dass kommunalpolitische Interessen und solche der örtlichen Wirt-
schaft im Rahmen des Verfahrens angemessen gewürdigt werden. 
 
Gerade das lokal organisierte Handwerk mit seinen Kreishandwerkerschaften und In-
nungen wären als mögliche kommunal organisierte Wirtschaftsakteure ansprechbar.  
 
Die Betroffenheit des Handwerks im Sinne des Mittelstandsförderungsgesetzes hängt 
davon ab, wie die Kommunen den neuen Spielraum konkret nutzen. 
 
Die Einführung des KommBefrG NRW führt zu unterschiedlichen Anwendungen landes-
rechtliche Regelungen. Gerade für regional tätige Betriebe ist eine einheitliche Verwal-
tungspraxis u wichtig. 
Unterschiedliche Regeln  im Baubereich können folgende praktische Folgen haben: 
  

• Identische Bauvorhaben werden in Nachbarkommunen unterschiedlich be-
handelt; 
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• Bauanträge, Anzeigen, Genehmigungen und sonstige Verfahren können je 
nach Standort des Vorhabens verschieden ausgestaltet sein. 

 
Insoweit wäre es wichtig, das Erprobungsinstrument gerade im Baubereich eng zu be-
obachten und in enger Abfolge zu evaluieren. Werden hier deutliche Fehlentwicklungen 
erkennbar, wäre in einem weiteren Schritt die Begrenzung oder Ausschluss bestimmter 
Rechtsbereiche oder zumindest eine regionale Koordinierungspflicht der Genehmi-
gungsbehörde vorzusehen.  
 
Ein Blick nach Baden-Württemberg, in dem seit etwa einem Jahr eine gleiche Rechts-
grundlage vorliegt, ist dabei auch für NRW erkenntnisreich. Die bislang angezeigten und 
beantragten Befreiungen werden einheitlich auf der landeseigenen Homepage aufgelis-
tet (https://im.baden-wuerttemberg.de/de/land-kommunen/starke-kommunen/kom-
munales-regelungsbefreiungsgesetz). Die Übersicht zeigt, der weitüberwiegende Teil be-
trifft das kommunale Binnenrecht. Im Baubereich ist lediglich die Bindungsfrist von er-
teilten Baugenehmigungen betroffen. Dies zeigt den maßvollen und verantwortungsvol-
len Umgang mit dem Regelbefreiungsgesetz BW.  
 
§ 3 Abs. 4 sieht neben der Befristung auch die Veröffentlichung der erfolgten Befreiun-
gen vor. Diese soll innerhalb des Gesetzes- und Verordnungsblattes des Landes NRW 
erfolgen. Um eine möglichst große Transparenz und Erkennbarkeit zu erzielen, wäre es 
zielführend, eine digitale Veröffentlichung nach dem Vorbild Baden-Württembergs vor-
zunehmen. Das kann Betrieben bei der Orientierung helfen und Sorgen vor Fragmentie-
rung nehmen. 
 
Über die Vorgaben des Entwurfs hinaus sollte aus Sicht von WHKT und HAND-
WERK.NRW eine Evaluation vorgesehen werden. Dabei könnten Fragen zur Rechtsunsi-
cherheit bei Wegfall von Landesrecht könnten fokussiert betrachtet werden. Zwar findet 
sich Aussagen dazu in der Gesetzesbegründung. Sie fehlen jedoch im Wortlaut des Ge-
setzes. 
Relevant ist die Evaluierung auch für Erlasse. Erfahrungen von Betrieben zeigen, dass 
der Wegfall von Erlassen und Rechtsverordnungen zu Vollzugsunsicherheiten geführt 
hat. Zwar wurde die Regelung in ihrer Wirkung abgeschafft und war nicht mehr einseh-
bar. Die Vollzugsbehörde hat die Grundsätze aber weiterhin im Verwaltungshandeln zu-
grunde gelegt. An diesem Ansatz der Evaluierungen könnte der vorliegende Geset-
zesentwurf materiell noch deutlich verbessert werden. 
 
Das Gesetz spricht sehr allgemein von „landesrechtlichen Regelungen“. Der Anwen-
dungsbereich erstreckt sich also nicht nur auf solche Gegenstände, die als Dokumenta-
tions- und Erfüllungsaufwand im engeren Bürokratiebelastungen sind. Er kann sich auch 
auf materiell relevante Regelungen wie die Landesbauordnung, die Gemeindeordnung 

https://im.baden-wuerttemberg.de/de/land-kommunen/starke-kommunen/kommunales-regelungsbefreiungsgesetz
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/land-kommunen/starke-kommunen/kommunales-regelungsbefreiungsgesetz
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mit ihren gemeindewirtschaftsrechtlichen Aspekten oder das Ladenöffnungsgesetz er-
strecken, die mittelstands- und wettbewerbspolitisch ausgesprochen sensibel sein kön-
nen und von denen das Handwerk unmittelbar betroffen sein kann. Im Sinne des Mittel-
standsförderungsgesetzes NRW wäre bei mittelstandsrelevanten Regelabweichungen 
dringend darauf zu achten und sicherzustellen, dass analog zu § 107 Abs. 5 GO Vertreter 
der betroffenen Wirtschaft Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. Dies ist umso wich-
tiger, als der Gesetzentwurf dem Land nur sehr eingeschränkte Möglichkeiten einräumt, 
eine von einer Kommune beschlossene Regelabweichung zurückzuweisen. 
 
Zu Artikel 4  
 
Art. 4 betrifft Änderungen des Gesetzes zur Durchführung der Marktüberwachung har-
monisierter Bauprodukte in Nordrhein-Westfalen . Abgeschafft werden die Regelungen 
zur Evaluierung. Dieser Rechtsakt ist grundsätzlich handwerksrelevant. HAND-
WERK.NRW und WHKT möchten an dieser Stelle hinterfragen, ob die Regelung in das 
Entlastungspaket gehört, denn die Evaluierung ist eine des Landes nicht der Kommunen. 
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2. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in 
NRW - Aufhebung von Berichts- und Dokumentationspflichten zu Lasten der 
Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen – BDaG NRW 

 
a. Allgemein 

 
Mit dem vorgelegten Berichts- und Dokumentationspflichtenaufhebungsgesetz NRW 
(BDaG NRW) betritt das Land rechtpolitisches Neuland. HANDWERK.NRW und WHKT 
begrüßen den neuen Ansatz. 
 
Die Regelung kehrt das bisherige Fortgeltungsprinzip praktisch um: Nicht mehr die Wirt-
schaft muss den Wegfall einzelner Pflichten begründen, sondern die zuständigen Fach-
verwaltungen müssen deren weitere Erforderlichkeit nachvollziehbar darlegen. Gerade 
in der aktuellen Phase der Transformation ist es sinnvoll, die Frage zu stellen, ob eine 
vormals getroffene Regelung heute noch genauso getroffen und begründet würde. 
 
Gerade für das Handwerk ist der neue Ansatz von besonderer Bedeutung. Die durch-
schnittliche Betriebsgröße im nordrhein-westfälischen Handwerk liegt bei rund fünf Be-
schäftigten. Eigene Verwaltungsabteilungen existieren nicht. Die Betriebsinhaberinnen 
und Betriebsinhaber übernehmen vielfach zusätzlich zur handwerklichen Tätigkeit wei-
tere Aufgaben wie Angebotskalkulation, Rechnungswesen, Baustellendokumentation, 
den Schriftverkehr mit Bauämtern, Nachunternehmernachweise, statistische Meldun-
gen etc. Jede zusätzliche Dokumentationspflicht bindet damit unmittelbar produktive 
Arbeitszeit im Betrieb. 
 
Positiv zu bewerten ist, dass das Datum des Inkrafttretens verlängert worden ist. 
Dadurch wird eine sorgsame und rechtsichere Umsetzung gewährleistet. Dies ist für alle 
am Verfahren Beteiligten von wesentlicher Bedeutung. 
 

b. Im Besonderen 
 
§ 1 
 
Dringenden Nachbesserungsbedarf sehen HANDWERK.NRW und WHKT in § 1 Abs. 2. 
Während das Gesetz seinem Namen nach auch die Wirtschaft adressiert, spricht § 1 
Abs. 2 nur von Pflichten von Privaten gegenüber der öffentlichen Hand. Wichtig ist, dass 
Begünstigte sowohl natürliche und juristische Personen sein können. 
 
Erfreulich ist, dass gegenüber dem Referentenentwurf der Begriff „öffentliche Hand“ 
durch “ öffentliche Verwaltung” ersetzt worden ist. Damit ist auch die Wirtschaftsselbst-
verwaltung erfasst. 
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§ 2  
 
§ 2 Abs. 3 BDaG NRW erfasst technisch auch landesrechtliche Pflichten, deren Grund-
lage mittelbar im EU- oder Bundesrecht liegt. Sie machen nach Einschätzung von HAND-
WERK.NRW und WHKT den größten Teil der tatsächlichen betrieblichen Belastung aus. 
Wünschenswert wäre, wenn die Fortgeltungsverordnung nach § 6 BDaG NRW nicht pau-
schal sämtliche EU- oder bundesrechtlich überlagerten Pflichten übernähme, sondern 
wenn bei jeder einzelnen Pflicht geprüft wird, ob das Land über die europäische oder 
bundesrechtliche Mindestumsetzung hinausgegangen ist. Gerade für das Bau- und Aus-
bauhandwerk ist eine solche Prüfung zentral, da sie ermöglicht, landesrechtlich verur-
sachte Bürokratie auf Landesebene wieder abzubauen. 
Darüber hinaus regen HANDWERK.NRW und WHKT begleitend eine Bundesratsinitiative 
des Landes Nordrhein-Westfalen zur Überprüfung und Reduzierung bundes- und euro-
parechtlich ausgelöster Dokumentationspflichten an. 
 
Der eigentliche Hebel des BDaG NRW liegt nicht im Gesetz selbst, sondern in der nach 
§ 6 zu erlassenden Fortgeltungsverordnung. Diese Verordnung wird darüber entschei-
den, welche Pflichten tatsächlich entfallen. Sie wird allein von der Landesregierung er-
lassen. Das Parlament ist nicht beteiligt. Eine gesetzlich verankerte Verbändebeteiligung 
ist im Entwurf nicht vorgesehen. 
Wenn die Regel-Ausnahme-Umkehr ihren politischen Anspruch einlösen soll, muss die 
Erforderlichkeitsprüfung der Pflichten die Belastung der Anwenderinnen und Anwender 
berücksichtigen. Wir erwarten, dass der Entwurf der Fortgeltungsverordnung nach § 6 
BDaG NRW vor seinem Erlass den betroffenen Wirtschafts- und Handwerksverbänden 
zur Stellungnahme vorgelegt wird und – soweit potenziell mittelstandsrelevant – einem 
Clearingverfahren unterworfen wird. Die Beteiligung sollte unmittelbar im Gesetz, etwa 
in § 6 oder in einer eigenständigen Verfahrensvorschrift, verankert werden. 
 
§ 5 
 
§ 5 BDaG NRW verlangt nun eindeutig, für neue, nach Inkrafttreten begründete Pflichten, 
dass sie in die Fortgeltungsverordnung aufgenommen werden. 
 
Positiv gegenüber den Referententwurf ist insbesondere zu betonen, dass alle Berichts- 
und Dokumentationspflichten künftig ausschließlich in der Rechtsverordnung erfasst 
werden. Damit wird gewährleistet, dass zusätzliche Berichts- und Dokumentations-
pflichten einheitlich in der Fortgeltungsverordnung aufgenommen sind. Dies schafft 
Transparenz für alle Beteiligten. 
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3. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in 
NRW – Aufhebung von Schriftformerfordernissen in Nordrhein-Westfalen – 
SaG NRW 

 
a. Allgemein  

 
Für das nordrhein-westfälische Handwerk ist das SaG NRW voraussichtlich die unmit-
telbar spürbarste Verbesserung. Die Klarstellung in § 2 Abs. 1 SaG NRW, wonach lan-
desrechtliche Schriftformerfordernisse künftig grundsätzlich auch durch ein elektroni-
sches Dokument gewahrt werden können, ist im Interesse von Handwerksbetrieben.  
 
Baustellenkommunikation erfolgt mobil, viele Vorgänge werden zwischen Baustelle und 
Büro bearbeitet. Heute führen Schriftformerfordernisse häufig zu Medienbrüchen: Aus-
druck – Unterschrift – Scan – erneuter digitaler Versand. Dieser Aufwand kostet Zeit 
ohne sachlichen Nutzen. 
Viele kleine Handwerksbetriebe scheitern nicht an Digitalisierung an sich, sondern an 
unterschiedlichen Landesportalen, kommunalen Plattformen, Signaturpflichten, Mehr-
fachregistrierungen und fehlender Kompatibilität. Der vorgeschlagene Ansatz ist gerade 
für diese Betriebsgrößen praxistauglich. Gleichsam ist der Verzicht auf einen Digital-
zwang richtig, um insbesondere ältere Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber nicht 
faktisch vom Verwaltungsverkehr auszuschließen. 
 
Für eine rechtsichere Umsetzung des SAG NRW bei den Handwerkskammern ist  not-
wendig, dass die Regelungen zur Bekanntgabe nach § 41 Abs. 2a VwVfG NRW ange-
passt wird. In diesem geregelt, dass ein elektronischer Verwaltungsakt am Tag nach 
dem Abruf als bekannt gegeben gilt. Eine Bekanntgabe kann nicht mehr erfolgen, wenn 
der Verwaltungsakt nicht innerhalb von zehn Tagen nach Absendung einer Benachrich-
tigung über die Bereitstellung abgerufen wird. 
Derzeit besteht in Abweichung zum § 41 Abs. 2a VwVfG NRW die durch Abschnitt 4 (§§ 
7, 8) der Digitalerprobungsverordnung geschaffene zusätzliche Möglichkeit, Verwal-
tungsakte – insbesondere Beitragsbescheide - über die Kundenportale der Handwerks-
kammern rechtswirksam bekanntzugeben und förmlich zuzustellen. § 7 der Digitaler-
probungsverordnung ermöglicht die rechtswirksame Bekanntgabe von Verwaltungsak-
ten durch Bereitstellung in einem elektronischen Postfach des jeweiligen Portals. Die 
Vorschrift erklärt § 5 Abs. 3 E-Government-Gesetz NRW für entsprechend anwendbar 
und weicht ausdrücklich von § 41 Abs. 2a VwVfG NRW ab. § 8 Digitalerprobungsverord-
nung regelt darüber hinaus die förmliche Zustellung über das Portal (mit Einwilligung 
des Adressaten und einer Drei-Tages-Fiktion). Diese Regelung stellt eine bereits prak-
tisch genutzte und unverzichtbare Rechtsgrundlage der Verwaltungsdigitalisierung dar. 
Wir befürworten eine dauerhafte Entfristung dieser Regelung, die zum 31.12.2026 aus-
läuft. 
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b. Im Besonderen 

 
Das größte Spannungsverhältnis des SaG NRW liegt in § 5: Gemeinden, Kreise und kom-
munale Zweckverbände können eigene Satzungen zur Fortgeltung von Schriftformer-
fordernissen erlassen. Damit besteht die konkrete Gefahr, dass das Gesetz im Ergebnis 
das Gegenteil bewirkt, nämlich nicht Vereinheitlichung, sondern eine weitere Fragmen-
tierung der kommunalen Verwaltungspraxis. Das Dachdeckerhandwerk macht darauf 
aufmerksam, dass dies für regional tätige Betriebe hochproblematisch wäre, da Kom-
munen unterschiedliche Formvorgaben, Upload-Systeme, Dateiformate und Anforde-
rungen festlegen könnten und dadurch identische Vorgänge mehrfach unterschiedlich 
bearbeitet werden müssten, was insbesondere kleine Betriebe überproportional belas-
tet. Wir fordern daher einen landesweit einheitlichen Mindeststandard für digitale Ver-
waltungsverfahren und Schriftformerfordernisse. 
 
§ 2 Abs. 3 SaG NRW erlaubt es Behörden, bei Zweifeln an Authentizität oder Integrität 
einer elektronischen Erklärung jederzeit zusätzliche Nachweise oder eine erneute Vor-
lage in anderer Form zu verlangen. Zwar regelt der Entwurf, dass die ursprüngliche Er-
klärung als fristwahrend gilt, „soweit diese fristwahrend eingegangen ist“ aber nur, wenn 
der Nachweis tatsächlich erbracht wird. Kann ein Betrieb die Identität im Nachhinein 
nicht ausreichend belegen (etwa weil die E-Mail-Adresse nicht eindeutig zuordenbar ist), 
ist die Frist verfehlt. Für Bauanträge, Genehmigungen, Förderfristen und Vergabeverfah-
ren ist das ein erhebliches praktisches Risiko. Die Kombination aus weitgehender be-
hördlicher Ermessensklausel und unklaren Anforderungen kann zu einer für Betriebe 
nicht kalkulierbaren Rechtslage führen. Hier ist erfreulich, dass gegenüber dem Referen-
tenentwurf der Satz 3 eingefügt worden ist. Mit diesem wird sichergestellt, dass die Be-
arbeitungs- und Prüfzeit nicht zulasten des Betriebs führen. 
 
 
Düsseldorf, 07.09.2026 
 


